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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Organisation der Bundesrechtspflege

Als Vorgriff auf die mit der Verfassungsrevision angestrebte Entlastung des
Bundesgerichts hatte Bundesrat Koller im Herbst des Vorjahres einen Vorentwurf für
ein Ausführungsgesetz in die Vernehmlassung gegeben. Während sich die bürgerlichen
Regierungsparteien weitgehend mit dem Vorschlag einverstanden erklärten, lehnten
der Mieterverband und die Gewerkschaften die vorgesehenen Zugangsbeschränkungen
rundweg ab. 1

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 05.11.1998
HANS HIRTER

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Mietwesen

Mitte Mai 2016 fällte das Bundesgericht ein wegweisendes Urteil betreffend die
Anfechtung von Anfangsmietzinsen. Demgemäss müssen Mieterinnen und Mieter
keinen Nachweis erbringen, dass sie sich erst nach langer, intensiver und erfolgloser
Suche nach Wohnalternativen zum Vertragsabschluss gezwungen sahen, wenn sich die
Wohnungsnot anhand objektiver Kriterien belegen lässt. Im betreffenden Fall hatten
zwei Männer 2013 gemeinsam mit dem Mieterverband Zürich die vertraglich vereinbarte
Miete von 3'900 CHF für eine 3,5-Zimmerwohnung in der Stadt Zürich innert 30 Tagen
nach Abschluss des Mietvertrages gemäss Art. 270 Obligationenrecht beim Obergericht
Zürich angefochten. Dieses wies die Klage aufgrund Fehlens eines Nachweises von
Wohnungsnot ab. Anders urteilte nun das Bundesgericht: Bei einer damaligen
Leerwohnungsziffer von 0,11% in der Stadt und 0,61% im Kanton Zürich sei
Wohnungsknappheit klar gegeben. Ferner verschaffe die „Knappheit des Angebots [...]
den Anbietern auf dem Wohnungsmarkt eine Stellung, die derjenigen marktmächtiger
Unternehmen nahekommt", was missbräuchliche Mietzinse begünstige. Während sich
der Mieterverband Zürich mit dem Urteil zufrieden zeigte, beklagte der
Hauseigentümerverband (HEV) die dadurch entstehende Rechtsunsicherheit für die
Vermieter. Keine 30 Tage nach Bekanntgabe des Urteils reichte HEV-Präsident und
Nationalrat Hans Egloff (svp, ZH) eine parlamentarische Initiative ein, welche die Hürden
zur Anfechtung des Anfangsmietzinses erhöhen will. 2

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 18.05.2016
MARLÈNE GERBER

Im Juni 2021 veröffentlichte das Bundesgericht ein laut dem Tages-Anzeiger
«folgenreiches Urteil» zum Nachteil von Mieterinnen und Mietern. Das Urteil betrifft
Fälle, in denen die Vermieterschaft bei einem Mieterwechsel den Mietzins deutlich
erhöht. Seit einem Bundesgerichtsentscheid im Jahr 2013 liegt die Beweispflicht für die
Rechtmässigkeit von Mietzinserhöhungen in Streitfällen um die Rechtlichkeit von
Erhöhungen um 10 Prozent grundsätzlich bei der Vermieterschaft. Das neue Urteil
erleichtert nun deren Beweisführung: Neu reicht bereits ein Privatgutachten oder eine
inoffizielle Statistik, um die Vermutung einer missbrächlichen Mietzinserhöhung
umzustossen. Auch ein langes Vormieterverhältnis von mindestens 15 bis 20 Jahren
könne reichen, um eine starke Mietzinserhöhung zu rechtfertigen. Bei einer
erfolgreichen entsprechenden Beweisführung durch die Vermieterschaft verlagert sich
anschliessend die Beweispflicht – also die Pflicht, die Unrechtmässigkeit der
Mietzinserhöhung zu beweisen – auf die Mieterschaft. Gemäss dem Tages-Anzeiger ist
für diese die Beweisführung jedoch ungleich schwieriger. 

Laut dem Tages-Anzeiger begrüsste Monika Sommer, die stellvertretende Direktorin des
Hauseigentümerverbands, den Entscheid, denn damit habe das Bundesgericht die
«bisherige gesetzeswidrige Rechtsprechung ein wenig korrigiert». In der gleichen
Zeitung liess sich auch Rebecca Joly, stellvertretende Generalsekretärin des Mie
terverbands Schweiz, zitieren. Sie bedauere das Urteil, denn nun seien die Mieterinnen
und Mieter in dieser Sache klar benachteiligt. Auch der Tages-Anzeiger drückte sich in
einem Kommentar kritisch gegenüber dem Entscheid des BGer aus, denn das Urteil
habe das Potential, die chronische Wohnungsnot in grösseren Städten noch zu

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 07.06.2021
ELIA HEER
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verschärfen. 3
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